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Sehr geehrter Herr Unger, 

wir danken Ihnen für die Übersendung des o. g. Gesetzentwurfs und die Möglich-

keit zur Stellungnahme.  

Der Verband der Automobilindustrie begrüßt, dass es nach jahrelangen Diskus-

sionen zum Einstieg in eine steuerliche Forschungsförderung in Deutschland zu-

sätzlich zur bestehenden Projektförderung kommen soll. Mit der Digitalisierung 

und dem Aufkommen alternativer Antriebsformen steht die deutsche Automobil-

industrie mitten in einem herausfordernden Transformationsprozess. Die deut-

schen Hersteller und Zulieferer investieren daher massiv in die Mobilität von 

morgen und forschen mit höchster Intensität: Die Automobilindustrie ist die for-

schungsstärkste Branche in Deutschland. Gut die Hälfte ihrer weltweiten Investi-

tionen in Forschung und Entwicklung (FuE) iHv gut 40 Mrd. Euro entfallen auf 

den Standort Deutschland. Damit dies auch künftig angesichts des steigenden 

Innovationsdrucks so bleibt, ist die Einführung einer steuerlichen Forschungsför-

derung ein wichtiges Signal, um die Qualität des Forschungsstandort Deutsch-

lands zu sichern. Zudem ist sie das gebotene Instrument, um dem Ziel der Bun-

desregierung, bis zum Jahr 2025 3,5 % des BIP in Forschung und Entwicklung zu 

investieren, näherzukommen. Forschung und Entwicklung dient nicht nur dem 

betreffenden Unternehmen, sondern stellt für die Gesamtwirtschaft einen wert-

bildenden Faktor dar. Es ist daher richtig – wie vom Referentenentwurf vorgese-

hen -, die Förderung grundsätzlich allen Unternehmen unabhängig von ihrer 

Mitarbeiterzahl zugänglich zu machen. 

Allerdings begrenzt der Referentenentwurf die Förderung insbesondere mit Blick 

auf die Förderhöhe sowie den Kreis der Anspruchsberechtigten: 

- Die Deckelung der Zulage auf im Ergebnis 500.000 Euro jährlich pro Un-

ternehmen aus haushaltspolitischen Erwägungen heraus stellt eine er-

hebliche Beschränkung der Wirksamkeit der Förderung dar. Selbst grö-
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ßere Mittelständler, wie sie für Deutschland typisch und auch in der Au-

tomobilindustrie zahlreich vertreten sind, werden davon nur unzu-

reichend erfasst. Es ist nicht ersichtlich, weshalb die Forschungstätigkeit 

großer Unternehmen letztlich aufgrund der betragsmäßigen Beschrän-

kung nicht förderungswürdig sein sollte. Innovationen werden zudem 

oftmals in einem Netzwerk von Unternehmen verschiedener Größen ge-

neriert. 

 

Aufgrund des geringen jährlichen Fördervolumens iHv 1,25 Milliarden 

Euro insgesamt kann der Vorschlag daher nur als erster Einstieg gewer-

tet werden. Mittel- bis langfristig braucht es ein deutlich stärkeres Signal 

und eine international konkurrenzfähige Förderung, um Deutschland im 

globalen Wettbewerb der Forschungsstandorte an die Spitze zu bringen. 

Wir begrüßen daher die vorgesehene Evaluierung, um zur Erreichung des 

3,5 %-Ziels der Bundesregierung bzw. der gewünschten Fördereffekte 

angesichts des sehr begrenzten Fördervolumens zeitnah nachsteuern zu 

können.   

 

- Zudem sollte die Forschungszulage im Rahmen der Auftragsforschung 

dem Auftraggeber zufließen. Schließlich trägt der Auftraggeber auch in 

diesem Fall neben den Chancen vor allem auch sämtliche Risiken aus 

der Beauftragung, sowohl hinsichtlich der Finanzierung sowie mit Blick 

auf die Unsicherheit der Verwertung. Darüber hinaus würde die Berück-

sichtigung der Auftragsforschung beim Auftraggeber – ganz im Sinne 

des Koalitionsvertrags – insbesondere kleine und mittelgroße Unterneh-

men fördern: Gerade bei KMU ohne eigene Forschungskapazitäten er-

folgt die FuE-Aktivität durch Auftragsvergabe an Dritte. Analysen zeigen, 

dass der Großteil der Forschungsaufträge im inländischen Wirtschafts-

sektor verbleibt. Zudem würde die Beauftragung der öffentlichen For-

schung ermöglicht.  

 

Neben diesen grundlegenden Anmerkungen möchten wir noch auf die folgenden 

Aspekte hinweisen: 

 

- Positiv hervorzuheben ist die erkennbare Zielsetzung, die Administration 

der Förderzulage sowohl für die Unternehmen als auch die Finanzverwal-

tung so „schlank“ wie möglich auszugestalten. Hierzu tragen die Orien-

tierung an den Personalaufwendungen für die Forscher sowie der 

25%ige Fördersatz bei. Auch der pauschale Ansatz der Arbeitgeberan-

teile zur Sozialversicherung mit dem Faktor 1,2 auf die lohnsteuerliche 

Bemessungsgrundlage erleichtert die praktische Abwicklung (§ 3 Abs. 3 

FZulG-E).  

 

- Zu begrüßen ist ebenfalls die ertragsteuerliche Behandlung der For-

schungszulage (§ 12 FZulG-E), nach der die Zulage nicht zu den steuer-

pflichtigen Einnahmen im Sinne des EStG zählt. 

 

- § 2 FZulG-E: Die Definition der begünstigten FuE-Aufwendungen führt zu 

einigen Zweifelsfragen, die der Konkretisierung bedürfen: 

 

o § 2 Abs. 1 FZul-E verweist auf Anlage 1: Ein Dreh- und Angel-

punkt dort ist die „Erweiterung des Wissenstandes“ im ersten 

Satz. Es sollte klargestellt werden, dass diese Erweiterung des 
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Wissenstandes in Bezug auf das Unternehmen zu sehen ist. Eine 

darüberhinausgehende Erweiterung etwa auf den weltweiten 

Stand der Wissenschaft wäre äußerst problematisch, da ein sol-

cher Nachweis für die Unternehmen sehr schwierig zu erbringen 

ist. 

 

o Grundsätzlich sind die Definitionen in Anlage 1 zu begrüßen, ins-

besondere auch die Möglichkeit, unter bestimmten Vorausset-

zungen Prototypen und Pilotprojekte einzubeziehen. Allerdings 

sollen „routinemäßige“ Verbesserungen keine Berücksichtigung 

finden können. Hier wären weitere Ausführungen wünschens-

wert, da letztlich jeder neue Produktzyklus unter die Eingrenzung 

fallen könnte, obwohl am Produkt wesentliche Verbesserungen 

gemacht werden. 

 

o § 2 Abs. 2 FZulG-E schränkt zudem weiter ein und schließt Pro-

jekte von der Förderfähigkeit aus, die schon „im Wesentlichen“ 

festgelegt sind, auf die Marktentwicklung oder die Inbetrieb-

nahme zielen. An dieser Stelle dürften zahlreiche, schwierige Ab-

grenzungsfragen zu erwarten sein. Daher wäre auch hier eine 

weitere Konkretisierung – etwa über Beispiele – hilfreich.  

 

o Die in § 2 Abs. 3 S. 1 und 3 FZulG-E vorgesehene Regelung er-

scheint unnötig kompliziert: Das Projekt beginnt notwendiger-

weise mit der Formulierung von Zielen. Bei der anschließenden 

Durchführung des Projekts wird es in der Praxis regelmäßig zu 

Abweichungen von den ursprünglichen Zielen bzw. der Projekt-

planungen kommen. Der Antrag auf die Forschungszulage wird 

jedoch erst nach Ablauf des Wirtschaftsjahres notwendig, also 

nachdem die Arbeiten stattgefunden haben und die Aufwendun-

gen angefallen sind. Das Projekt dürfte sich zu diesem Zeitpunkt 

bereits soweit konkretisiert haben, dass die bescheinigende 

Stelle die Begutachtung dann auf Basis der „Tatsachen“ durch-

führen kann, anstelle auf Basis von Zielen bzw. Plänen.  

Wir regen daher an, diese Formulierung zu streichen. Denkbar 

wäre stattdessen etwa die Anforderung einer bestimmten Doku-

mentation, die sich an vergleichbaren Industriestandards orien-

tiert, so dass wenig bzw. kein administrativer Zusatzaufwand für 

die Unternehmen sowie die bescheinigende Stelle entsteht. 

 

- Letztlich sollte eine Regelung für den Fall vorgesehen werden, dass etwa 

ein französischer FuE-Auftraggeber in Frankreich 30% CIR-Steuergut-

schrift auf den Forschungsauftrag nutzt und in Deutschland der Auftrag-

nehmer für denselben Auftrag die deutsche Forschungszulage. Sofern 

hier Bedenken bestehen, sollte jedenfalls geregelt werden, dass der Auf-

tragnehmer ggfs. durch eine Bestätigung vom Auftraggeber nachweisen 

kann, dass dieser keine Förderung in Anspruch genommen hat bzw. 

nimmt. 
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Für Rückfragen oder einen weiterführenden Austausch stehen wir Ihnen gern zur 

Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

  

 

 

 

Dr. Kurt-Christian Scheel  Dr. Karoline Kampermann 

Geschäftsführer   Leiterin Abteilung Steuern und Zölle  
 

 


